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Integrität parteiinterner Aufstellungsverfahren – Vorgänge um Stefan Gelbhaar 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Gegen den derzeitigen Direktabgeordneten des Bundeswahlkreises 75 (Berlin-
Pankow), Stefan Gelbhaar, wurden im Dezember 2024 Vorwürfe der sexuellen 
Belästigung durch Mitglieder der eigenen Partei, der Grünen, erhoben. Diese 
basierten im Schwerpunkt auf anonymen Anschuldigungen und einer soge-
nannten eidesstattlichen Erklärung gegenüber dem Rundfunk Berlin-Branden-
burg (RBB) einer angeblichen Zeugin namens „Anne K.“ (vgl. www.tagessch
au.de/inland/innenpolitik/gruene-gelbhaar-100.html).

Stefan Gelbhaar wurde noch Mitte November 2024 mit 98,4 Prozent Zustim-
mung erneut zum Direktkandidaten der Grünen für die anstehende Bundes-
tagswahl gewählt. Wegen der genannten Vorwürfe, über die der RBB öffent-
lich berichtete, wurde die Abstimmung über die Direktkandidatur am 8. Janu-
ar 2025 wiederholt. Dabei unterlag Stefan Gelbhaar seiner Konkurrentin Julia 
Schneider mit deutlichem Abstand (vgl. www.n-tv.de/politik/Moegliche-Intrig
e-gegen-Gelbhaar-wirft-neue-Fragen-auf-article25499079.html).

Er hatte zuvor vergeblich versucht, eine Verschiebung der Wahlversammlung 
zu erreichen, um eine vorherige Aufklärung der Vorwürfe zu erreichen. In 
einem Antrag auf einstweilige Anordnung wurde dem Kreisvorstand der Grü-
nen in Pankow aufgegeben, die Wahlversammlung um eine Woche auf den 
15. Januar 2025 oder einen späteren Zeitpunkt zu verschieben (vgl. www.rbb2
4.de/politik/wahl/bundestag/2025/berlin-pankow-gruene-stefan-gelbhaar-vorw
uerfe-belaestigung-wahlversammlung-verschieben.html).

Eine nochmalige Änderung des Direktkandidaten ist zeitlich nicht möglich, 
weil die Parteien ihre Kandidaten bis zum 20. Januar 2025 bei der Wahlleitung 
einreichen mussten.

Die Vorwürfe führten dazu, dass sowohl der Pankower Kreisvorstand als auch 
der Berliner Landesvorstand der Grünen Stefan Gelbhaar zum Rücktritt von 
der ursprünglich angestrebten Kandidatur auf der Landesliste der Grünen auf-
forderten. Unter dem bestehenden Druck folgte Stefan Gelbhaar schließlich 
dieser Aufforderung.

Der Rückzug von Stefan Gelbhaar hatte zur Folge, dass der parteiinterne Kon-
kurrent Andreas Audretsch ohne eine sonst zu erwarten gewesene Kampfkan-
didatur den aussichtsreichen Listenplatz 2 übernehmen konnte (vgl. https://ta
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z.de/Vorwuerfe-gegen-Gruenen-Politiker/!6059812/). Andreas Audretsch ist 
derzeit der Wahlkampfmanager des Bundesministers für Wirtschaft und Kli-
maschutz Dr. Robert Habeck und arbeitete zuvor einige Jahre als Hörfunkjour-
nalist unter anderem für den RBB.

Mitte Januar 2025 stellte sich heraus, dass „Anne K.“ gar nicht existierte. Die 
vom RBB als „eidesstattliche Versicherung“ bezeichnete Erklärung zu den Be-
lästigungsvorwürfen war falsch. Der RBB hatte die Identität der Informantin 
vor Veröffentlichung der massiven Vorwürfe nicht geprüft. Hinter dem Pseu-
donym verbarg sich mutmaßlich die Grünen-Politikerin S. K., die daraufhin 
am 18. Januar 2025 ihr Mandat in der Bezirksverordnetenversammlung von 
Berlin-Mitte niederlegte und die Partei verließ.

Nach Ansicht der Fragesteller wurde offensichtlich erhebliche kriminelle 
Energie aufgewandt, um Stefan Gelbhaar die Chance auf den Wiedereinzug 
ins Parlament zu nehmen. Durch das Erwecken massiv falscher Eindrücke, 
maßgeblich auch durch Berichterstattung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, 
wurde sowohl der betroffene Kandidat unter Druck gesetzt, als auch auf die 
Entscheidungsfindung der zur Nominierung des Direktkandidaten in Pankow 
berufenen Parteimitglieder in eklatant rechtswidriger Weise Einfluss genom-
men.

1. Sind der Bundesregierung, insbesondere dem Bundesministerium des In-
nern und für Heimat (BMI) als übergeordnete Behörde der Bundeswahllei-
terin, die Vorgänge bekannt, und wenn ja, seit wann?

a) War das für Wahlen zuständige Fachreferat des BMI informiert, und 
wenn ja, seit wann?

b) Gab es seitens des Fachreferats eine Meldung an die Hausleitung?

c) Hat die Hausleitung des BMI Fragen an die Fachebene gestellt?

d) Gab es eine Bewertung der Vorgänge durch die Fachebene?

e) Gab es Anfragen aus der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an Stel-
len des BMI?

Die Fragen 1 bis 1e werden gemeinsam beantwortet.
Das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) ist nicht übergeord-
nete Behörde der Bundeswahlleiterin (BWL). Die BWL ist wie die übrigen 
Wahlorgane eine Einrichtung gesellschaftlicher Selbstorganisation, die ihre 
Aufgaben unabhängig wahrnimmt. Sie ist insoweit nur der Kontrolle eines 
möglichen Wahlprüfungsverfahrens unterworfen.
Das im BMI für das Bundestagswahlrecht zuständige Fachreferat verfügt zu 
den angesprochenen Vorgängen über keine eigenen Erkenntnisse. Es hat in die-
sem Zusammenhang für die BMI-Hausleitung auf deren Bitte eine Antwort auf 
ein Schreiben des Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundes-
tag an Frau Bundesministerin Faeser vom 21. Januar 2025 entworfen. Hierbei 
wurde besonders auf die Verantwortung der Parteien für ein satzungsgemäßes 
Aufstellungsverfahren, auf die Zuständigkeit der Wahlorgane für die Zulassung 
der Kreiswahlvorschläge und Landeslisten sowie der Strafverfolgungsbehörden 
für eine strafrechtliche Aufarbeitung hingewiesen.
Anfragen aus der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an Stellen des BMI sind 
bezüglich der angesprochenen Vorgänge nicht bekannt.
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2. Hat die Bundesregierung eine Bewertung der Vorkommnisse, insbesonde-
re angesichts der vom BMI betonten Notwendigkeit des Schutzes der Bun-
destagswahlen vor Desinformationskampagnen (vgl. www.bmi.bund.de/S
haredDocs/schwerpunkte/DE/desinformation-bei-bt-wahl/desinfo-bei-bt-w
ahl-artikel.html), vorgenommen?

a) Wenn ja, teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass hier in 
rechtswidriger Weise auf demokratische Findungsprozesse in einer 
Partei Einfluss genommen wurde?

b) Wenn ja, sieht die Bundesregierung diese mögliche Einflussnahme 
unter den Demokratie- und Wahlrechtsgrundsätzen des Grundgesetzes 
(insbesondere Artikel 20 und 38 GG) als problematisch an?

Die Fragen 2 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Das BMI koordiniert innerhalb der Bundesregierung die Maßnahmen zum 
Schutz der Bundestagswahl vor hybriden Bedrohungen einschließlich Desinfor-
mation. Diese Zuständigkeit umfasst Maßnahmen der Prävention, Detektion 
und Reaktion mit Blick auf koordinierte, illegitime Handlungen ausländischer 
Akteure zur Durchsetzung eigener Interessen zum Nachteil eines anderen Staa-
tes. Mangels Anhaltspunkten erfolgte insoweit bislang weder eine Befassung 
noch eine Bewertung der in Rede stehenden Vorkommnisse durch die Bundes-
regierung.
Ein etwaiger Verstoß gegen die Wahlrechtsgrundsätze des Grundgesetzes (GG) 
wäre im Rahmen des Wahlprüfungsverfahrens gemäß Artikel 41 Absatz 1 GG 
festzustellen. Dieses ist Sache des Deutschen Bundestages. Insoweit erfolgt 
keine Bewertung durch die Bundesregierung.

3. Fand zwischen Stellen der Bundesregierung und der Partei BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN zu den Vorkommnissen Kommunikation statt?

a) Hatten die Pressestellen des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) und bzw. oder des Auswärtigen Amts (AA) 
Kontakt mit der Bundes- oder Landesgeschäftsstelle der Grünen?

b) Gab es Kontakte der Bundesministerbüros des BMWK oder AA mit 
der Bundes- oder Landesgeschäftsstelle der Grünen?

c) Wenn ja, welchen Inhalt hatte die Kommunikation?

Die Fragen 3 bis 3c werden gemeinsam beantwortet.
Nein, seitens der Pressestellen und der Ministerbüros des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) und des Auswärtigen Amts (AA) gab 
es derartige Kontakte nicht.

4. Lag nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Bundeswahlleitung vor 
dem 8. Januar 2025 bereits eine wirksame Meldung der Direktkandidatur 
von Stefan Gelbhaar auf Grundlage der Aufstellung im November 2024 
vor, und wenn ja, wurde diese wirksam zurückgenommen?

Kreiswahlvorschläge werden nach § 19 des Bundeswahlgesetzes bei der jeweils 
zuständigen Kreiswahlleitung eingereicht. Gemäß § 35 Absatz 1 Satz 3 der 
Bundeswahlordnung (BWO) sendet die Kreiswahlleitung geprüfte Kreiswahl-
vorschläge in einem durch die Bundeswahlleiterin zur Verfügung gestellten 
elektronischen Verfahren der Landeswahlleitung und der Bundeswahlleitung. 
Die Übersendung des Kreiswahlvorschlags der Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN im Wahlkreis 75 Berlin-Pankow erfolgte nach Auskunft der BWL gemäß 
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§ 35 Absatz 1 Satz 3 BWO am 14. Januar 2025 mit Angabe der Bewerberin 
Julia Schneider. Systemseitig liegen keine weiterführenden Informationen vor.

5. Hat die Bundesregierung ihrerseits bereits Sicherheitsbehörden zur Auf-
klärung des Vorgangs eingeschaltet?

a) Wenn ja, welche Erkenntnisse haben die Sicherheitsbehörden?

b) Wenn nein, warum wird kein entsprechender Handlungsbedarf ge-
sehen?

Die Fragen 5 bis 5b werden gemeinsam beantwortet.
Es bestehen vorliegend keine Rechtsgrundlagen für ein Tätigwerden des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz oder des Bundeskriminalamtes.

6. Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf, um die Integrität von partei-
internen Aufstellungsverfahren sicherzustellen?

Ob mit Blick auf die angesprochenen Vorgänge Handlungsbedarf besteht, um 
die Integrität von parteiinternen Aufstellungsverfahren sicherzustellen, kann 
gegenwärtig nicht abschließend beurteilt werden. Im Übrigen wird auf die Ant-
worten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen.

7. Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um das passive Wahlrecht zu 
schützen, vor dem Hintergrund, dass durch derartige mögliche Einfluss-
nahme Kandidaten de facto von Wahlen ausgeschlossen werden könnten 
und dies nach Auffassung der Fragesteller eine Verletzung des von Arti-
kel 38 GG geschützten passiven Wahlrechts darstellt?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 2 und 6 verwiesen.
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